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II 

(Mitteilungen) 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Genehmigung staatlicher Beihilfen nach den Artikeln 107 und 108 AEUV 

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 191/01) 

Datum der Annahme der Entscheidung 31.5.2010 

Referenz-Nummer der staatlichen Beihilfe N 198/10 

Mitgliedstaat Irland 

Region — 

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Prolongation of the Credit Institutions Eligible Liabilities Guarantee 
Scheme 

Rechtsgrundlage The Credit Institutions (Financial Support) Act 2008 as amended 

Art der Beihilfe Beihilferegelung 

Ziel Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben 

Form der Beihilfe Bürgschaft 

Haushaltsmittel […] (*) 

Beihilfehöchstintensität — 

Laufzeit 1.6.2010-30.6.2010 

Wirtschaftssektoren Finanzmittler 

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde The Minister, acting on behalf of the Government, in accordance with 
the Act. Department of Finance, Government Building 
Upper Merrion Street 
Dublin 2 
IRELAND 

Sonstige Angaben — 

(*) Vertrauliche Information. 

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der(den) verbindlichen Sprache(n) 
finden Sie unter der Adresse: 

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/state_aids_texts_de.htm
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Datum der Annahme der Entscheidung 10.6.2010 

Referenz-Nummer der staatlichen Beihilfe N 199/10 

Mitgliedstaat Ungarn 

Region — 

Titel (und/oder Name des Begünstigten) Közlekedési módok összekapcsolása, gazdasági központok intermodali­
tásának és közlekedési infrastruktúrájának fejlesztése 

Rechtsgrundlage 10/2008. (VIII. 1.) NFGM rendelet a Közlekedési Operatív Program 4. 
prioritásának első konstrukciójára vonatkozó részletes szabályokról 
NFGM rendelet a Közlekedés Operatív Program 4. prioritásának első 
konstrukciójára vonatkozó részletes szabályokról szóló 10/2008. 
(VIII. 1.) NFGM rendelet módosításáról (not yet adopted) 

Art der Beihilfe Beihilferegelung 

Ziel Sektorale Entwicklung 

Form der Beihilfe Zuschuss 

Haushaltsmittel Geplante Jahresausgaben 57,6 Mio. EUR 

Beihilfehöchstintensität 85 % 

Laufzeit 2010-2013 

Wirtschaftssektoren Verkehr 

Name und Anschrift der Bewilligungsbehörde Nemzeti Fejlesztési Ügynökség 
Budapest 
Wesselényi u. 20–22 
1077 
MAGYARORSZÁG/HUNGARY 

Sonstige Angaben — 

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der(den) verbindlichen Sprache(n) 
finden Sie unter der Adresse: 

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/state_aids_texts_de.htm
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Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss 

(Sache COMP/M.5827 — ELIA/IFM/50HERTZ) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 191/02) 

Am 10. Mai 2010 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten 
Zusammenschluss zu erheben und ihn für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären. Der 
vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfügbar und wird in einer um etwaige 
Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites veröffentlicht: 

— Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/ 
cases/). Auf dieser Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie 
Unternehmensname, Nummer der Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen 
werden, 

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/en/index.htm). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32010M5827 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum 
Gemeinschaftsrecht.
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IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Euro-Wechselkurs ( 1 ) 

14. Juli 2010 

(2010/C 191/03) 

1 Euro = 

Währung Kurs 

USD US-Dollar 1,2703 

JPY Japanischer Yen 112,49 

DKK Dänische Krone 7,4502 

GBP Pfund Sterling 0,83430 

SEK Schwedische Krone 9,4118 

CHF Schweizer Franken 1,3428 

ISK Isländische Krone 

NOK Norwegische Krone 7,9260 

BGN Bulgarischer Lew 1,9558 

CZK Tschechische Krone 25,470 

EEK Estnische Krone 15,6466 

HUF Ungarischer Forint 278,02 

LTL Litauischer Litas 3,4528 

LVL Lettischer Lat 0,7087 

PLN Polnischer Zloty 4,0662 

RON Rumänischer Leu 4,2578 

TRY Türkische Lira 1,9612 

Währung Kurs 

AUD Australischer Dollar 1,4405 

CAD Kanadischer Dollar 1,3157 

HKD Hongkong-Dollar 9,8744 

NZD Neuseeländischer Dollar 1,7697 

SGD Singapur-Dollar 1,7478 

KRW Südkoreanischer Won 1 527,61 

ZAR Südafrikanischer Rand 9,5960 

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 8,6056 

HRK Kroatische Kuna 7,2142 

IDR Indonesische Rupiah 11 489,46 

MYR Malaysischer Ringgit 4,0618 

PHP Philippinischer Peso 58,756 

RUB Russischer Rubel 38,8490 

THB Thailändischer Baht 41,050 

BRL Brasilianischer Real 2,2331 

MXN Mexikanischer Peso 16,1416 

INR Indische Rupie 59,3620
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( 1 ) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.



Mitteilung gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 885/2006 über die Ernennung eines 
Mitglieds, die Verlängerung des Mandats eines Mitglieds und die Ernennung der neuen 
Ersatzmitglieder der im Rahmen des Rechnungsabschlusses des EAGFL, Abteilung Garantie, 

geschaffenen Schlichtungsstelle 

(2010/C 191/04) 

1. Die Kommission hat Herrn Gert LINDEMANN (DE) für den Zeitraum vom 1. August 2010 bis 31. Juli 
2013 zum Mitglied ernannt. 

2. Die Kommission hat das Mandat von Herrn Peter BAUMANN (DA) für den Zeitraum vom 1. August 
2010 bis 31. Juli 2011 verlängert. 

3. Die Kommission hat Herrn Denis BYRNE (IE), Herrn Helder BICHO (PT) und Herrn Robert BURIAN (AU) 
für den Zeitraum vom 1. August 2010 bis 31. Juli 2013 zu Ersatzmitgliedern ernannt.
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V 

(Bekanntmachungen) 

VERWALTUNGSVERFAHREN 

RAT 

OFFENE AUFFORDERUNG ZUR EINREICHUNG VON VORSCHLÄGEN 

Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und technischen Forschung 
(COST) 

(2010/C 191/05) 

COST führt Forscher und Experten aus verschiedenen Ländern zusammen, die in speziellen thematischen 
Bereichen tätig sind. COST finanziert jedoch NICHT die Forschungsmaßnahmen selbst, sondern unterstützt 
Vernetzungsmaßnahmen wie Tagungen, Konferenzen, Kurzaufenthalte von Wissenschaftlern und Öffentlich­
keitsarbeit. Derzeit werden über 280 wissenschaftliche Netze (so genannte Aktionen) unterstützt. 

COST erbittet Vorschläge für Aktionen, die zur wissenschaftlichen, technologischen, wirtschaftlichen, kul­
turellen oder gesellschaftlichen Entwicklung Europas beitragen sollen. Besonders willkommen sind Vor­
schläge, die als Wegbereiter für andere europäische Programme dienen und/oder von Nachwuchswissen­
schaftlern kommen. 

Die verstärkte Vernetzung europäischer Forscher ist eine entscheidende Voraussetzung für die Schaffung des 
Europäischen Forschungsraums. COST schafft Anreize für den Aufbau ausgedehnter neuer, innovativer, 
interdisziplinärer Forschungsnetze in Europa. Mit den von Forscherteams durchgeführten COST-Aktionen 
sollen die Grundlagen für herausragende wissenschaftliche Leistungen in Europa geschaffen werden. 

COST ist in neun große Fachbereiche untergliedert (Biomedizin und Molekulare Biowissenschaften; Chemie 
und Molekularwissenschaften und -technologien; Erdsystemwissenschaften und Umweltmanagement; Ernäh­
rung und Landwirtschaft; Wald, forstwirtschaftliche Erzeugnisse und forstliche Dienstleistungen; Bürger, 
Gesellschaft, Kultur und Gesundheit; Informations- und Kommunikationstechnologien; Werkstoffe, Physika­
lische Wissenschaften und Nanowissenschaften; Verkehr und Stadtentwicklung). Auf der Internetseite http:// 
www.cost.eu wird erläutert, welches Themenspektrum die einzelnen Fachbereiche abdecken sollen. 

Die Antragsteller haben anzugeben, welchem Bereich ihr Vorschlag zuzuordnen ist. Allerdings sind dis­
ziplinübergreifende Vorschläge, die sich nicht ohne weiteres einem einzigen Fachbereich zuordnen lassen, 
besonders willkommen; sie werden gesondert begutachtet. 

Die Vorschläge sollten die Beteiligung von Forschern aus mindestens fünf COST-Ländern vorsehen. Es kann 
mit einer finanziellen Unterstützung in der Größenordnung von 100 000 Euro pro Jahr in der Regel für 
einen Zeitraum von vier Jahren gerechnet werden. 

Die Bewertung der Vorschläge erfolgt in zwei Stufen. Zunächst ist — unter Verwendung des unter http:// 
www.cost.eu/opencall verfügbaren Online-Formulars — ein vorläufiger Vorschlag (maximal 1 500 Worte/3 
Seiten) mit einer Kurzdarstellung des Vorschlags und seiner vorgesehenen Effekte einzureichen. Vorschläge, 
die den COST-Kriterien für die Zuschussfähigkeit nicht entsprechen (z. B. wenn im Vorschlag die Finanzie­
rung von Forschungsvorhaben beantragt wird), werden nicht berücksichtigt. Zuschussfähige Vorschläge 
werden von den zuständigen Bereichsausschüssen anhand der unter http://www.cost.eu veröffentlichten 
Kriterien bewertet. Diejenigen Antragsteller, deren vorläufige Vorschläge ausgewählt wurden, erhalten 
dann eine Aufforderung zur Einreichung eines ausführlichen Vorschlags. Die ausführlichen Vorschläge 
werden von Gutachtern nach den unter http://www.cost.eu/opencall aufgeführten Bewertungskriterien ge­
prüft. Der Zuschlag wird in der Regel binnen sechs Monaten nach dem Stichtag erteilt; die Aktionen sollten 
danach binnen drei Monaten anlaufen.
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Der Stichtag für die Abgabe der vorläufigen Vorschläge ist der 24. September 2010, 17.00 Uhr Brüsseler 
Zeit. Ca. 80 Bewerber erhalten dann eine Aufforderung zur Einreichung eines ausführlichen Vorschlags für 
die Endauswahl, aus der ca. 30 neue Aktionen hervorgehen werden. Die Aufforderung zur Einreichung der 
ausführlichen Vorschläge erfolgt bis 12. November 2010; diese müssen spätestens am 14. Januar 2011 
vorgelegt werden; mit einer Entscheidung ist im Mai 2011 zu rechnen. Als nächster Abgabestichtag ist der 
25. März 2011 vorgesehen. 

Die Antragsteller können sich gegebenenfalls an ihren nationalen COST-Koordinator wenden, um Auskünfte 
einzuholen oder sich beraten zu lassen — siehe unter http://www.cost.eu/cnc 

Die Vorschläge selbst sind online über die Webseite des COST-Büros einzureichen. 

Die Koordinierungstätigkeit von COST wird aus dem EU-Rahmenprogramm für Forschung und technolo­
gische Entwicklung finanziell unterstützt. Das von der Europäischen Wissenschaftsstiftung (EWS) einge­
richtete COST-Büro, das als Durchführungsbevollmächtigter von COST fungiert, stellt die administrativen, 
wissenschaftlichen und technischen Sekretariatsdienste für COST, die COST-Bereichsausschüsse und die 
COST-Aktionen bereit und verwaltet diese Dienste.
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EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen 2010 für Finanzhilfe zur Deckung der 
Betriebskosten der europäischen Verbraucherorganisationen 

(Maßnahme 5 des Beschlusses Nr. 1926/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über ein 
Aktionsprogramm der Gemeinschaft im Bereich Verbraucherpolitik (2007-2013)) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 191/06) 

1. Nach Maßgabe von Artikel 7 des Beschlusses Nr. 1926/2006/EG nahm die Europäische Kommission 
am 21. Dezember 2009 den jährlichen Arbeitsplan im Bereich Verbraucherpolitik 2010 an. Der Arbeitsplan 
enthält weiterführende Informationen zu den Zielen, Prioritäten, der vorläufigen Mittelausstattung und den 
Arten der Maßnahmen sowie die Zulässigkeitsregeln für die Beantragung einer Finanzhilfe bei der Europäi­
schen Union, im Rahmen des Programms im Bereich Verbraucherpolitik. Dieses Dokument ist auf der 
Website der Exekutivagentur für Gesundheit und Verbraucher unter folgender Adresse abrufbar: http://ec. 
europa.eu/eahc/consumers 

2. Insbesondere zielt diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen darauf ab, Finanzhilfe zu 
gewähren (in Form von Zuschüssen zu den Betriebskosten der europäischen Verbraucherorganisationen), 
und zwar durch den Abschluss von Rahmenverträgen über eine Partnerschaft mit einer Laufzeit von vier 
Jahren (für die Haushaltsjahre 2012, 2013 und 2014), wodurch eine langfristige Zusammenarbeit (Part­
nerschaften) zwischen der Agentur und ausgewählten Partnern geschaffen wird. 

3. Der vollständige Text der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen und damit zusammenhän­
gende Dokumente sind auf der Website der Exekutivagentur für Gesundheit und Verbraucher unter folgen­
der Adresse einsehbar: http://ec.europa.eu/eahc/consumers/consumers_calls.html
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Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen 2010 für Finanzhilfe zur Deckung der 
Betriebskosten der europäischen Verbraucherorganisationen, die die Verbraucherinteressen bei 

der Entwicklung von Normen für Produkte und Dienstleistungen auf EU-Ebene vertreten 

(Maßnahme 6 des Beschlusses Nr. 1926/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über ein 
Aktionsprogramm der Gemeinschaft im Bereich Verbraucherpolitik (2007-2013)) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 191/07) 

1. Nach Maßgabe von Artikel 7 des Beschlusses Nr. 1926/2006/EG nahm die Europäische Kommission 
am 21. Dezember 2009 den jährlichen Arbeitsplan im Bereich Verbraucherpolitik 2010 an. Der Arbeitsplan 
enthält weiterführende Informationen zu den Zielen, Prioritäten, der vorläufigen Mittelausstattung und den 
Arten der Maßnahmen sowie die Zulässigkeitsregeln für die Beantragung einer Finanzhilfe bei der Europäi­
schen Union im Rahmen des Programms im Bereich Verbraucherpolitik. Dieses Dokument ist auf der 
Website der Exekutivagentur für Gesundheit und Verbraucher unter folgender Adresse abrufbar: http://ec. 
europa.eu/eahc/consumers 

2. Insbesondere zielt diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen darauf ab, Finanzhilfen zu 
gewähren (in Form von Zuschüssen zu den Betriebskosten der europäischen Verbraucherorganisationen, 
die die Verbraucherinteressen bei der Entwicklung von Normen für Produkte und Dienstleistungen auf EU- 
Ebene vertreten), und zwar durch den Abschluss von Rahmenverträgen über eine Partnerschaft mit einer 
Laufzeit von vier Jahren (für die Haushaltsjahre 2012, 2013 und 2014), wodurch eine langfristige Zusam­
menarbeit (Partnerschaften) zwischen der Agentur und ausgewählten Partnern geschaffen wird. 

3. Der vollständige Text der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen und damit zusammenhän­
gende Dokumente sind auf der Website der Exekutivagentur für Gesundheit und Verbraucher unter folgen­
der Adresse einsehbar: http://ec.europa.eu/eahc/consumers/consumers_calls.html
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GERICHTSVERFAHREN 

EFTA-GERICHTSHOF 

Klage der EFTA-Überwachungsbehörde gegen Island vom 19. Mai 2010 

(Rechtssache E-3/10) 

(2010/C 191/08) 

Die EFTA-Überwachungsbehörde, vertreten durch Xavier Lewis und Bjørnar Alterskjær als Bevollmächtigte 
der EFTA-Überwachungsbehörde, rue Belliard 35, 1040 Bruxelles/Brussel, BELGIQUE/BELGIË, hat am 
19. Mai 2010 beim EFTA-Gerichtshof Klage gegen Island erhoben. 

Die EFTA-Überwachungsbehörde ersucht den EFTA-Gerichtshof, Folgendes festzustellen: 

1. Die Republik Island hat gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 32 des Rechtsakts, auf den unter anderem 
unter Nummer 31ea des Anhangs IX zum Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, ange­
passt durch Protokoll 1, Bezug genommen wird (Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Dezember 2002 über die zusätzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Ver­
sicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und zur Änderung der Richt­
linien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 92/96/EWG, 93/6/EWG und 93/22/EWG des Rates und 
der Richtlinien 98/78/EG und 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates), und gegen ihre 
Verpflichtungen aus Artikel 7 des EWR-Abkommens verstoßen, da sie die zur Umsetzung dieses Rechts­
akts erforderlichen Maßnahmen nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist ergriffen hat. 

und 

2. Der Republik Island werden die Kosten des Verfahrens auferlegt. 

Sachverhalt und rechtliche Begründung: 

— Die Rechtssache betrifft die Nichtumsetzung einer Richtlinie über die zusätzliche Beaufsichtigung der 
Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats. 

— Island hat keinen Beleg vorgebracht, dass es die Richtlinie vollständig in isländisches Recht umgesetzt 
hat, und es liegen keine anderen Informationen vor, aus denen geschlossen werden kann, dass die 
erforderlichen Maßnahmen zur vollständigen Umsetzung der Richtlinie getroffen wurden. 

— Die isländische Regierung hat nicht abgestritten, dass sie die zur vollständigen Umsetzung der Richtlinie 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften nicht in Kraft gesetzt hat.
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Klage des Fürstentums Liechtenstein gegen die EFTA-Überwachungsbehörde vom 21. Mai 2010 

(Rechtssache E-4/10) 

(2010/C 191/09) 

Das Fürstentum Liechtenstein, vertreten durch Dr. Andrea Entner-Koch als Prozessbevollmächtigte des 
Fürstentums Liechtenstein, EWR-Koordinierungsreferat, Austrasse 79/Europark, FL-9490 Vaduz, hat am 
21. Mai 2010 beim EFTA-Gerichtshof Klage gegen die EFTA-Überwachungsbehörde erhoben. 

Das Fürstentum Liechtenstein ersucht den EFTA-Gerichtshof, Folgendes festzustellen: 

1. Der Beschluss der EFTA-Überwachungsbehörde Nr. 97/10/KOL vom 24. März 2010 zur Besteuerung 
konzerneigener Versicherungsunternehmen nach dem Liechtensteiner Steuergesetz wird aufgehoben; 

2. Andernfalls werden Artikel 3 und 4 des Beschlusses Nr. 97/10/KOL der EFTA-Überwachungsbehörde 
vom 24. März 2010 für nichtig erklärt, soweit sie die Rückforderung der dort in Artikel 1 genannten 
Beihilfe anordnen; 

und 

3. Der EFTA-Überwachungsbehörde werden die Kosten des Verfahrens auferlegt. 

Sachverhalt und rechtliche Begründung: 

— Durch den Beschluss Nr. 97/10/KOL der EFTA-Überwachungsbehörde vom 24. März 2010 wurde 
festgestellt, dass die Steuervorschriften für konzerneigene (Rück-)Versicherungsunternehmen in Liechten­
stein nach Artikel 82 Buchstabe a) und Artikel 88 Buchstabe d Absatz 3 des Liechtensteiner Steuerge­
setzes eine staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 61 Absatz 1 EWR-Abkommen darstellten, da sie 
konzerneigene (Rück-)Versicherungsunternehmen günstiger als „normale Versicherungsunternehmen“ 
besteuerten. Die EFTA-Überwachungsbehörde stellte des weiteren fest, dass die vermutete Beihilfe eine 
von den konzerneigenen (Rück-)Versicherungsunternehmen mit Wirkung vom 6. November 2001 
zurückzufordernde rechtswidrige Beihilfe darstellte. 

— Der Antragsteller macht geltend, dass die fraglichen Steuervorschriften keine staatliche Beihilfe im Sinne 
von Artikel 61 Absatz 1 EWR-Abkommen darstellen. 

— Nach Ansicht des Antragstellers war die EFTA-Überwachungsbehörde: 

— im Irrtum, als sie Artikel 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens auf die Besteuerung von konzern­
eigenen Unternehmen nach dem Liechtensteiner Steuergesetz anwandte und die Rückzahlung der 
vermuteten rechtswidrigen Beihilfe von den konzerneigenen (Rück-)Versicherungsunternehmen ab 
dem 6. November 2001 anordnete; 

— Ferner hat sie Artikel 61 Absatz 1 EWR-Abkommen angesichts ihres besonderen Charakters und 
beschränkten Tätigkeitsbereichs fälschlicherweise auf konzerneigene Unternehmen angewandt; 

— schließlich hat sie in ihrem strittigen Beschluss nicht, wie in Artikel 16 des Überwachungsbehörde- 
und Gerichtshofabkommens vorgesehen, eine angemessene Begründung vorgelegt.
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VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

STAATLICHE BEIHILFE — BELGIEN 

Staatliche Beihilfe C 1/10 (ex NN 56/07, ex CP 150/07) — Beihilfen zu den Kosten für die 
Entfernung und Beseitigung von Falltieren in der Wallonischen Region 

Aufforderung zur Abgabe von Stellungnahmen gemäß Artikel 108 Absatz 2 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 191/10) 

Mit Schreiben vom 13. Januar 2010, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist, hat 
die Kommission Belgien ihren Beschluss mitgeteilt, wegen der vorerwähnten Maßnahme das Verfahren nach 
Artikel 108 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union einzuleiten. 

Beteiligte können ihre Stellungnahme zu der Maßnahme, derentwegen die Kommission das Verfahren 
einleitet, innerhalb eines Monats nach dem Datum dieser Veröffentlichung an folgende Anschrift richten: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 
Direktion M.2 
Gebäude/Büro L130 5/88 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22967672 

Diese Stellungnahmen werden Belgien übermittelt. Die Betroffenen können unter Angabe von Gründen 
schriftlich beantragen, dass ihre Stellungnahme vertraulich behandelt wird. 

I. VERFAHREN 

Aufgrund einer am 23. April 2007 eingereichten Klage hat die 
Kommission beschlossen, ein Prüfverfahren in Bezug auf angeb­
lich gewährte staatliche Beihilfen zur Deckung der Kosten für 
die Entfernung und Beseitigung von Falltieren einzuleiten. 

Die Beihilferegelung wurde im September 2007 in das Register 
der nicht angemeldeten Beihilfen unter der Nummer NN 56/07 
eingetragen, da sich herausgestellt hatte, dass ein Teil der Mittel 
bereits ausgezahlt worden war. Nach einem umfangreichen 
Schriftwechsel zwischen der Kommission und den belgischen 
Behörden wurde deutlich, dass die Beihilfe ohne Genehmigung 
der Kommission gewährt wurde. 

II. BESCHREIBUNG 

Der Fall geht auf eine Entscheidung der Kommission über die 
Genehmigung der staatlichen Beihilfe Nr. NN 48/03 (ex. 
N 157/03) zurück. Es handelte sich dabei um eine von den 
belgischen Behörden angemeldete Regelung, nach der der belgi­
sche Staat landwirtschaftlichen Betrieben über bezuschusste 
Dienstleistungen eine Beihilfe zur Deckung sämtlicher Kosten 
der Abholung, Lagerung, Verarbeitung sowie Beseitigung von 
Falltieren gewähren würde. 

Damit die Genehmigungsentscheidung erlassen werden konnte, 
verpflichteten sich die belgischen Behörden, die Regelung zu 
ändern. Die Änderungen waren erforderlich, um den Bedingun­
gen des TSE-Gemeinschaftsrahmens und insbesondere von
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dessen Nummer 29 Genüge zu tun. Gemäß dieser Nummer 
dürfen die Mitgliedstaaten staatliche Beihilfen von bis zu 
100 % der Kosten für die Entfernung von zu entsorgenden Fall­
tieren und bis zu 75 % der Kosten für die Beseitigung solcher 
Tierkörper gewähren. Die belgische Regelung erfüllte diese Be­
dingung nicht, da sie vorsah, dass die Beihilfe 100 % der Kosten 
für die Beseitigung der Tierkörper decken kann. 

Die belgischen Behörden verpflichteten sich daraufhin (Num­
mern 33 und 34 der Entscheidung der Kommission über die 
Beihilfemaßnahme NN 48/03), ihre Beihilferegelung entspre­
chend zu ändern, so dass die vorgesehenen Beihilfen ab 
1. Januar 2004 nur noch bis zu 75 % statt 100 % der Kosten 
für die Beseitigung der Tierkörper decken würden. Außerdem 
verpflichteten sich die belgischen Behörden, der Kommission bis 
spätestens Mitte Dezember 2003 den Nachweis zu erbringen, 
dass die erforderlichen Änderungen der Beihilferegelung vor­
genommen wurden. 

Die belgischen Behörden haben die Beihilferegelung jedoch 
nicht wie zugesagt geändert und weiterhin Beihilfen für die 
Beseitigung der Tierkörper in Höhe von 100 % gewährt. 

III. WÜRDIGUNG 

Die belgischen Behörden haben argumentiert, dass in ihrem Fall 
eine Ausnahme von der Obergrenze von 75 % gilt, da die Mit­
gliedstaaten gemäß Nummer 29 des TSE-Gemeinschaftsrahmens 
und Artikel 16 der Freistellungsverordnung (EG) Nr. 1857/2006 
Beihilfen in Höhe von 100 % der Kosten für die Entfernung und 
Beseitigung von Falltieren gewähren dürfen, sofern eine TSE- 
Testpflicht für die betreffenden Falltiere besteht. Außerdem ma­
chen die belgischen Behörden die De-minimis-Vorschriften gel­
tend. 

Im gegenwärtigen Stadium ist wahrscheinlich, dass die Beihilfe­
maßnahme aus den nachstehenden Gründen nicht mit den EU- 
Vorschriften für staatliche Beihilfen im Einklang steht: 

— Offensichtlich bestand keine TSE-Testpflicht für sämtliche 
Falltiere. 

— Es ist unklar, ob im Zeitraum 1. Januar 2004-30. Juni 2008 
der Beihilfehöchstbetrag je Unternehmen von 3 000 EUR 
über einen Zeitraum von drei Jahren (Artikel 3 der De-mi­
nimis-Verordnung (EG) Nr. 1860/2001) überschritten wurde 
oder nicht. 

— In Bezug auf den Zeitraum ab 1. Juli 2008 dürfen die De- 
minimis-Beihilfen gemäß Artikel 3 Absatz 7 der De-minimis- 
Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 nicht mit staatlichen Bei­
hilfen für dieselben förderbaren Aufwendungen kumuliert 
werden, wenn die aus der Kumulierung resultierende Förder­

intensität diejenige Förderintensität übersteigen würde, die in 
der Gemeinschaftsregelung hinsichtlich der besonderen 
Merkmale eines jeden Falles festgelegt wurde. 

Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates 
können rechtswidrige Beihilfen von dem Empfänger zurück­
gefordert werden. Außerdem können Ausgaben für einzelstaat­
liche Maßnahmen, die sich direkt auf Gemeinschaftsregelungen 
auswirken, von der Finanzierung durch den EAGFL-Haushalt 
ausgeschlossen werden. 

SCHREIBEN 

„Par la présente, la Commission a l'honneur d'informer la 
Belgique qu'après avoir examiné les informations fournies par 
vos autorités sur la mesure citée en objet, elle a décidé d'ouvrir 
la procédure prévue à l'article 108, paragraphe 2, du traité sur le 
fonctionnement de l'Union européenne (TFUE) ( 1 ). 

I. PROCÉDURE 

(1) À la suite d'une plainte déposée le 23 avril 2007, la 
Commission a décidé d'ouvrir une enquête concernant de 
supposées aides d'État destinées à couvrir les coûts liés à 
l'enlèvement et à la destruction des animaux trouvés 
morts. 

(2) Le 2 juillet 2007, la Commission a adressé une lettre aux 
autorités belges, leur demandant des informations sur la 
mesure en cause. Les autorités belges ont fourni des infor­
mations par lettre du 27 juillet 2007, enregistrée le 3 août 
2007. Une réunion technique s’est tenue le 21 août 2007 
à la demande des autorités belges compétentes. À la suite 
de la réunion, ces dernières ont fourni, le 4 octobre 2007, 
des informations complémentaires relatives au cas en ques­
tion. 

(3) Par lettre du 10 septembre 2007, les services de la 
Commission ont informé la Belgique que le régime 
d’aides était inscrit au registre des aides non notifiées 
sous le numéro NN 56/07, étant donné qu'une partie 
des fonds avait manifestement déjà été versée. 

(4) Une deuxième réunion technique s’est tenue le 12 octobre 
2007 à la demande des autorités belges compétentes. 

(5) Par courrier du 25 octobre 2007, les services de la 
Commission ont invité les autorités belges à fournir de 
plus amples informations. En l’absence de réponse dans 
le délai fixé, ils ont adressé, le 21 décembre 2007, une 
lettre de rappel aux autorités belges assortie d’un nouveau 
délai de réponse.
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(6) Le 4 juin 2008, n’ayant pas reçu de réponse à la première 
lettre de rappel dans le délai fixé, les services de la 
Commission ont adressé une nouvelle lettre de rappel atti­
rant l’attention des autorités belges sur le fait qu’en cas de 
non-respect du nouveau délai de réponse fixé à quatre 
semaines, ils pouvaient proposer à la Commission 
d’adresser une injonction de fournir des informations en 
application de l’article 10, paragraphes 2 et 3, du règle­
ment (CE) n o 659/1999 ( 1 ). Ce délai a expiré le 4 juillet 
2008. La Commission a donc adopté le 1 er octobre 2008 
une décision enjoignant aux autorités belges de fournir les 
informations concernées. Dans cette décision, la Commis­
sion demandait aux autorités belges de lui transmettre, 
entre autres, les fiches d'informations correspondantes 
prévues par le règlement (CE) n o 1935/2006 ( 2 ) aux fins 
de l'évaluation des aides octroyées après le 
31 janvier 2007. 

(7) Les autorités belges ont finalement répondu par lettre du 
27 novembre 2008 et envoyé des renseignements complé­
mentaires le 5 décembre 2008. Dans aucune des lettres, 
elles n'ont fourni les fiches d'information demandées dans 
la décision de la Commission datée du 1 er octobre 2008. 

(8) Le 27 janvier 2009, la Commission a adressé aux autorités 
belges une demande d'informations supplémentaires. Les 
autorités belges ont répondu à cette demande par lettre 
du 16 mars 2009, enregistrée le 19 mars 2009. 

II. CONTEXTE 

II.1. Décision de la Commission — Dossier NN 48/03 

(9) Au cours de l'enquête, il est clairement apparu que la 
plainte portait sur la mise en œuvre du régime d'aide 
approuvé par la Commission le 26 novembre 2003 dans 
le dossier de l'aide d'État n o NN 48/03 (ex. N. 157/03) 
intitulée “Gestion de l’enlèvement et la destruction des 
cadavres d’animaux générés dans les exploitations agricoles 
de la Région wallonne”. Ce dossier concernait un régime 
notifié par les autorités belges, par lequel l'État belge 
octroyait, au moyen de services subventionnés, une aide 
aux exploitations agricoles couvrant tous les coûts liés à 
l'enlèvement, au stockage, à la transformation et à la 
destruction des animaux trouvés morts. 

(10) Aux fins de l'adoption de la décision d'apurement et en 
vue de l'entrée imminente des lignes directrices de la 
Communauté concernant les aides d'État liées aux tests 
EST, aux animaux trouvés morts et aux déchets d'abattoirs 
(“les lignes directrices EST”) ( 3 ) le 1 er janvier 2004, les 
autorités belges s'étaient engagées à modifier le régime 
en question. Ces modifications étaient nécessaires pour 
respecter les conditions des lignes directrices EST, et plus 
spécifiquement leur point 29. Conformément à ce point, 
les États membres peuvent accorder des aides d'État 

pouvant aller jusqu'à 100 % des coûts d'enlèvement des 
animaux trouvés morts et jusqu'à 75 % des coûts de 
destruction de ces carcasses. Le régime belge, tel qu'il a 
été notifié, n'était pas conforme à cette disposition, 
puisqu'il prévoyait que l'aide pouvait couvrir 100 % des 
coûts liés à la destruction des carcasses. 

(11) À la suite des considérations susmentionnées, les autorités 
belges s'étaient engagées (points 33 et 34 de la décision de 
la Commission relative au dossier n o NN 48/03) à modi­
fier en conséquence leur régime d'aide de façon à ce qu'à 
partir du 1 er janvier 2004, les aides prévues pour couvrir 
les coûts liés à la destruction des carcasses ne représentent 
plus que 75 % au maximum des dépenses engagées, au lieu 
de 100 %. Les autorités belges s'étaient également engagées 
à faire parvenir à la Commission, au plus tard à la mi- 
décembre 2003, les éléments prouvant que les change­
ments nécessaires avaient été introduits au régime d’aide. 

(12) Sur la base de ces engagements, la Commission a approuvé 
ce régime pour une durée de cinq ans à compter du 
31 janvier 2002. Le dit régime a donc expiré le 
31 janvier 2007. 

II.2. Plainte 

(13) Le 23 avril 2007, la Commission a reçu une plainte dans 
laquelle il était prétendu que les autorités belges violaient 
les lignes directrices EST en continuant à octroyer une aide 
pouvant aller jusqu'à 100 % tant pour l'enlèvement des 
animaux trouvés morts que pour la destruction des 
carcasses. 

III. DESCRIPTION DÉTAILLÉE DE LA MESURE 

(14) Le régime d'aide en question concerne une mesure régio­
nale visant à couvrir la totalité des coûts des prestations de 
services liés à l’enlèvement, au transport, au stockage, à la 
transformation et à la destruction des animaux trouvés 
morts dans les exploitations agricoles situées en Région 
wallonne. 

(15) L’organisation et la gestion de l’élimination des carcasses 
trouvées dans lesdites exploitations ont été réalisées au 
moyen de l’attribution par les autorités régionales d’un 
marché public de services. Au terme d’un appel d’offres 
général lancé au niveau européen par avis de marché 
public de services publié au JO S 156 du 16 août 2001, 
ce marché a été attribué, le 31 janvier 2002, à la société 
S.A. RENDAC-UDES. Le contrat en question était divisé en 
trois lots distincts correspondant aux différents services à 
fournir: 

— la collecte de carcasses d’animaux trouvées dans des 
exploitations agricoles et leur transport vers une 
unité de transformation, si possible via un centre de 
regroupement ou une installation de stockage inter­
médiaire, 

— la transformation des carcasses d’animaux, considérées 
intégralement comme matériels à risques spécifiés, et le 
transport des déchets issus de la transformation à desti­
nation d’unités de destruction thermique, et
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— la destruction complète des déchets résultant de ce 
traitement au sein d’installations ad hoc. 

(16) La société S.A. RENDAC-UDES a été à la seule à soumis­
sionner dans le cadre de cet appel d’offres et ce, pour les 
trois lots. Le marché a donc été attribué à cette société le 
31 janvier 2002 pour une période de 5 ans. D'après les 
informations transmises par les autorités belges, la validité 
du contrat a été prolongée au moins trois fois: jusqu'au 
31 décembre 2007, jusqu'au 31 décembre 2008 et enfin 
jusqu'au 30 juin 2009. Il n'apparaît pas clairement si le 
contrat a encore été prolongé et s'il est toujours en 
vigueur. 

(17) Ce régime d'aide prévoit l'octroi d'une aide aux exploitants 
agricoles. Les autorités belges ont confirmé que, bien 
qu'elle soit octroyée directement à la société S.A. 
RENDAC-UDEC, un prestataire de services, pour les 
coûts des services fournis aux exploitants agricoles, l'aide 
revenait entièrement aux agriculteurs afin de couvrir la 
totalité des coûts liés aux diverses opérations de collecte, 
de transport, de stockage, de transformation et de destruc­
tion qui seraient à leur charge sans le régime d'aide. Les 
autorités belges ont également assuré que les montants 
directement payés à la société S.A. RENDAC-UDES en 
contrepartie des services fournis aux exploitants correspon­
daient entièrement et uniquement aux prix de marché des 
services exécutés. 

(18) L’Office wallon des déchets, au sein du Ministère régional 
de l’environnement, était chargé de payer les factures 
établies par la S.A. RENDAC-UDES, pour partie sur base 
forfaitaire et pour partie sur base de bordereaux de prix. 

(19) Dans le cadre de l'examen du dossier n o NN 48/03, les 
autorités belges ont confirmé que le régime concerne 
uniquement les animaux trouvés morts dans les exploita­
tions agricoles de la Région wallonne. Il ne porte pas sur 
les carcasses d'animaux trouvées dans les marchés aux 
bestiaux ou les abattoirs. 

IV. APPRÉCIATION DE LA MESURE 

IV.1. Existence d'une aide au sens de l'article 107, 
paragraphe 1, du TFUE 

(20) Aux termes de l'article 107, paragraphe 1, du TFUE, sont 
incompatibles avec le marché intérieur, dans la mesure où 
elles affectent les échanges entre États membres, les aides 
accordées par les États membres ou au moyen de 
ressources d'État sous quelque forme que ce soit qui faus­
sent ou qui menacent de fausser la concurrence en favo­
risant certaines entreprises ou certaines productions. 

(21) Ces conditions sont remplies dans le cas d’espèce pour ce 
qui est de l'aide en faveur des exploitants agricoles. Le 
régime en question confère un avantage aux exploitants 
agricoles de la Région wallonne en éliminant les coûts 
liés à l'enlèvement et à la destruction des carcasses qu'ils 
auraient dû supporter dans des circonstances normales. 

(22) Conformément à la jurisprudence de la Cour de justice, le 
simple fait que la compétitivité d’une entreprise soit 
renforcée par rapport à des entreprises concurrentes par 
l’octroi d’un avantage économique qu’elle n’aurait pas reçu 
autrement dans l’exercice normal de son activité indique 
qu’il y a risque de distorsion de concurrence ( 1 ). 

(23) L’aide à une entreprise est considérée comme affectant les 
échanges entre États membres lorsque cette entreprise 
opère sur un marché ouvert aux échanges intracommunau­
taires ( 2 ). Il existe dans le secteur concerné des échanges 
intracommunautaires substantiels. La mesure est donc 
susceptible d’affecter les échanges entre États membres. 

(24) Compte tenu de ce qui précède, il semble à première vue 
que les conditions de l’article 107, paragraphe 1, du TFUE 
soient remplies. 

IV.1.1. Législation de minimis/Période allant du 1 er jan- 
vier 2004 au 30 juin 2008 

(25) À plusieurs reprises, les autorités belges ont fait valoir que, 
pour la période allant du 1 er janvier 2004 au 
30 juin 2008, elles auraient appliqué le règlement (CE) 
n o 1860/2004 de la Commission (“le règlement de 
minimis de 2004”) ( 3 ). Les montants de minimis octroyés 
couvriraient la différence entre l'aide de 75 % pour les 
coûts de destruction des carcasses (plafond autorisé par 
les règles communautaires ainsi qu’il ressort de ce qui 
précède) et l'aide de 100 % pour les mêmes coûts (effecti­
vement octroyée par les autorités belges). C'est cette diffé­
rence qui aurait dû être supportée par les exploitants agri­
coles. 

(26) Conformément à l'article 3 du règlement de minimis de 
2004, les mesures d'aide sont considérées comme ne 
remplissant pas tous les critères de l'article 87 du traité 
CE (à présent article 107, paragraphe 1, du TFUE) et 
comme non soumises, de ce fait, à l'obligation de notifi­
cation prévue à l'article 88, paragraphe 3, du traité CE (à 
présent article 108, paragraphe 3, du TFUE) si elles satis­
font à certaines conditions. 

(27) La première condition (article 3, paragraphe 2, premier 
alinéa) est que le montant total des aides de minimis 
octroyées à une même entreprise ne peut excéder 
3 000 EUR sur une période de trois ans. Ce plafond 
s’applique quels que soient la forme et l’objectif des 
aides. De plus, le montant cumulé ainsi octroyé aux 
diverses entreprises du secteur de l’agriculture ne doit pas 
excéder la valeur par État membre fixée à l'annexe I du 
règlement sur une période de trois ans (article 3, 
paragraphe 2, deuxième alinéa, du règlement de minimis 
de 2004). Pour la Belgique, ce montant est fixé 
à 22 077 000 EUR.
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(28) La troisième condition à respecter (article 3, paragraphe 3, 
du règlement de minimis de 2004) est que les plafonds 
susmentionnés doivent être exprimés sous la forme d'une 
subvention. Tous les chiffres utilisés doivent être des 
montants bruts, c'est-à-dire avant impôts directs. 
Lorsqu'une aide est accordée sous une forme autre 
qu'une subvention, le montant de l'aide est son équiva­
lent-subvention brut. 

(29) Concernant la période qui peut être couverte par le règle­
ment de minimis de 2004, l'article 5, paragraphe 1, prévoit 
que le règlement s’appliquera aux aides accordées avant 
son entrée en vigueur si elles remplissent toutes les condi­
tions établies dans celui-ci. En outre, l'article 5, paragraphe 
2, prévoit que les régimes d'aides relevant du règlement 
continueront de bénéficier de ses dispositions pendant une 
période d'adaptation de six mois suivant la date d'expira­
tion dudit règlement prévue à l’article 6, deuxième alinéa, à 
savoir le 31 décembre 2008. 

(30) Le nouveau règlement de minimis, qui a été adopté en 
2007 (“le règlement de minimis de 2007”) ( 1 ), a abrogé le 
règlement de minimis de 2004 avec effet au 1 er 
janvier 2008 (article 5 du règlement de minimis de 
2007). Conformément à l'article 6, paragraphe 2, de ce 
règlement, toute aide de minimis octroyée entre le 1 er 
janvier 2005 et six mois après l'entrée en vigueur du 
règlement et qui satisfait aux conditions du règlement de 
minimis de 2004 applicable au secteur de la production de 
produits agricoles jusqu’à l'entrée en vigueur du règlement 
est considérée comme ne remplissant pas toutes les condi­
tions de l’article 87, paragraphe 1, du traité CE (à présent 
article 107, paragraphe 1, du TFUE) et est donc exemptée 
de l’obligation de notification prévue à l’article 88, 
paragraphe 3, du traité CE (à présent, article 108, para­
graphe 3, du TFUE). En conséquence, le règlement de 
minimis de 2004 pouvait en théorie être applicable aux 
montants octroyés jusqu'au 30 juin 2008. 

(31) Les autorités belges, dans leur lettre du 16 mars 2009, se 
sont engagées à vérifier si l'aide maximale par entreprise de 
3 000 EUR pour une période de 3 ans n'a pas été dépassée. 
Si certaines entreprises ont reçu plus de 3 000 EUR sur 
une période de trois ans, la Région wallonne est censée 
procéder au recouvrement des montants indûment versés à 
ces entreprises. Toutefois, les autorités belges n'ont jusqu'à 
présent fourni aucune information indiquant si elles 
avaient ou non procédé à la vérification de l'éventuel 
dépassement du seuil de 3 000 EUR. 

(32) Concernant la deuxième condition, les autorités belges ont 
confirmé que l'article 3, paragraphe 2, deuxième alinéa, 
était respecté. Le montant maximal qui peut être octroyé 
sur une période de 3 ans correspond à 33,2 % du montant 
total, à savoir 7 329 000 EUR. D'après les autorités belges, 
puisque le montant qui devrait être supporté par les 
exploitants wallons chaque année ne dépasse pas 1 million 
EUR sur une base annuelle, cette condition est également 
respectée. 

(33) Finalement, les autorités belges ont confirmé que les 
montants indiqués étaient des montants bruts, comprenant 
la TVA. 

(34) Compte tenu du fait qu'il n'est pas clairement établi à ce 
stade si le plafond de 3 000 EUR a été dépassé (voir 
point 31), la Commission considère qu'il ne peut être 
conclu que la mesure d'aide en question peut bénéficier 
des dispositions prévues dans le règlement de minimis de 
2004. En raison des doutes exprimés précédemment, la 
Commission doit conclure à ce stade que, pour la 
période comprise entre le 1 er janvier 2004 et le 30 juin 
2008, la mesure en question constitue une aide d'État au 
sens de l'article 107, paragraphe 1, du TFUE. 

IV.1.2. Législation de minimis/Période allant du 1 er 
juillet 2008 jusqu’à aujourd'hui 

(35) Pour la période postérieure au 1 er juillet 2008, les dispo­
sitions du règlement de minimis de 2007 s'appliquent. 
Toutefois, conformément à l'article 3, paragraphe 7 du 
règlement de minimis de 2007, les aides de minimis ne 
peuvent pas être cumulées avec des aides d’État pour les 
mêmes dépenses admissibles si ce cumul conduit à une 
intensité d’aide dépassant le niveau fixé dans les circons­
tances spécifiques de chaque cas par la réglementation 
communautaire. 

(36) Cette disposition s'applique dans le cas concerné: il ne peut 
y avoir aucun cumul de l'aide de minimis (qui représenterait 
25 % des coûts liés à la destruction des carcasses devant 
être supportés par les exploitants) avec les 75 % restants 
qui, conformément aux règles communautaires (point 133 
des lignes directrices 2007-2013 en liaison avec 
l'article 16, point d), du règlement d'exemption par caté­
gorie) peuvent être considérés compatibles avec 
l'article 107, paragraphe 3, point c), du TFUE. 

(37) À la lumière de ce qui précède, la Commission doit 
conclure à ce stade que, pour la période postérieure au 
1 er juillet 2008, la mesure en question constitue une 
aide d'État au sens de l'article 107, paragraphe 1, du TFUE. 

(38) En conséquence, il convient d’examiner s’il existe une 
possibilité d’accorder une dérogation au principe général 
d’interdiction des aides d’État institué à l’article 107, 
paragraphe 1, du TFUE. 

IV.2. Légalité de l'aide 

(39) Le régime d'aide, approuvé par la Commission sous le 
numéro de dossier NN 48/03, a été notifié et approuvé 
pour la période comprise entre le 31 janvier 2003 et le 
31 janvier 2007. La Commission constate cependant que 
la Belgique a continué d'appliquer le régime d'aide après le 
1 er février 2007 sans l'avoir notifié à la Commission 
conformément à l'article 108, paragraphe 3, du TFUE. Le 
régime d'aide est donc devenu une aide d'État illégale après 
le 1 er février 2007. 

IV.3. Compatibilité de l'aide 

(40) En vertu de l'article 107, paragraphe 3, point c) du TFUE, 
les aides destinées à faciliter le développement de certaines 
activités ou de certaines régions économiques peuvent être
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considérées comme compatibles avec le marché intérieur 
quand elles n'altèrent pas les conditions des échanges dans 
une mesure contraire à l'intérêt commun. 

(41) Le régime en question concerne l'octroi d'une aide, sous la 
forme de services subventionnés, couvrant la totalité des 
coûts des services liés à l’enlèvement, au transport, à la 
transformation et à la destruction des animaux trouvés 
morts dans les exploitations agricoles situées en Région 
wallonne. 

(42) En ce qui concerne la période comprise entre le 31 janvier 
2002 et le 31 décembre 2003, la décision de la Commis­
sion prise dans le dossier n o NN 48/03 a établi que le 
régime pouvait bénéficier de la dérogation visée à 
l'article 107, paragraphe 3, point c), du TFUE. Toutefois, 
comme expliqué précédemment, pour la période posté­
rieure au 1 er janvier 2004, les autorités belges s'étaient 
engagées à modifier le régime d'aide d'État notifié afin de 
le rendre conforme aux lignes directrices EST telles qu'elles 
étaient applicables à compter du 1 er janvier 2004. Elles 
devaient notamment faire en sorte que l'aide ne couvre 
que 75 % des coûts de destruction des carcasses (les 
coûts restants devant être supportés par l'exploitant lui- 
même) et faire parvenir à la Commission, au plus tard à 
la mi-décembre 2003, les éléments prouvant que les chan­
gements nécessaires avaient été apportés au régime d’aide. 

(43) Cette exigence était imposée par les lignes directrices EST, 
qui constituaient la législation alors applicable. Au point 
29, les lignes directrices EST disposaient ce qui suit: 

“29. A partir du 1 er janvier 2004, les États membres 
peuvent accorder des aides d'État pouvant aller 
jusqu'à 100 % des coûts d'enlèvement des animaux 
trouvés morts devant être éliminés, et jusqu'à 75 % 
des coûts de destruction de ces carcasses; […]” 

(44) Les points 30 et 31 prévoyaient une exception à la règle 
selon laquelle l'aide ne pouvait couvrir les coûts d'enlève­
ment des animaux trouvés morts qu'à hauteur de 75 %: 

“30. Comme alternative, les États membres peuvent 
accorder des aides d'État pouvant aller jusqu'à 
100 % des coûts d'enlèvement et de destruction des 
carcasses lorsque l'aide est financée au moyen de 
prélèvements ou de contributions obligatoires 
destinés au financement de la destruction de ces 
carcasses, à condition que ces prélèvements et contri­
butions soient limités au secteur de la viande et direc­
tement imposés à celui-ci. 

31. Les États membres peuvent accorder des aides d'État 
pouvant aller jusqu'à 100 % des coûts d'enlèvement 
et de destruction des animaux trouvés morts lorsqu'il 
existe une obligation d'effectuer des tests EST sur ces 
animaux.” 

(45) Il est à noter que, dans le cadre de l'examen du dossier n o 
NN 48/03, les autorités belges n'ont jamais fait valoir que 
l'une de ces exceptions pouvait s'appliquer. 

(46) Les lignes directrices EST ont été abrogées le 1 er janvier 
2007, ainsi que le prévoyait le point 194 c) des lignes 

directrices de la Communauté concernant les aides d'État 
dans le secteur agricole et forestier 2007-2013 (“les lignes 
directrices 2007-2013”) ( 1 ). Conformément au point 134 
des lignes directrices 2007-2013, la Commission déclarera 
les aides d'État concernant les tests EST et les animaux 
trouvés morts compatibles avec l'article 108, paragraphe 
3, point c), du TFUE si toutes les conditions de l'article 16 
du règlement (CE) n o 1857/2006 (“le règlement d'exemp­
tion par catégorie”) ( 2 ) sont remplies. 

(47) L'article 16 du règlement d'exemption par catégorie ne 
modifie pas le fond en ce qui concerne l'évaluation de 
l'aide accordée pour l'enlèvement et la destruction des 
animaux trouvés morts. Comme c’était le cas dans les 
lignes directrices EST, le règlement établit en son article 
16, paragraphe 1, point d), que les aides pouvant atteindre 
100 % des coûts liés à l'enlèvement des animaux trouvés 
morts et 75 % des coûts liés à la destruction des carcasses 
sont considérées compatibles avec le marché intérieur. Les 
dispositions de l'article 16, paragraphe 1, points e) et f), 
reprennent quant à elles la possibilité de déroger au 
plafond de 75 % pour atteindre un taux d'aide de 100 % 
dans les cas suivants: i) lorsque les aides sont financées par 
des redevances ou par des contributions obligatoires, desti­
nées au financement de la destruction de telles carcasses, à 
condition que ces redevances ou contributions soient limi­
tées et directement imposées au secteur de la viande; ou ii) 
lorsqu'il est obligatoire de soumettre les animaux trouvés 
morts à un test EST. 

(48) Puisque le nouveau régime (lignes directrices 2007-2013 
et le règlement d'exemption par catégorie) n’a pas modifié 
la situation quant au fond par rapport à l'ancien régime 
(les lignes directrices EST), l'évaluation du dossier pour ce 
qui est des règles communautaires applicables devrait être 
la même pour l'ensemble de la période concernée (soit du 
1 er janvier 2004 jusqu'à aujourd’hui). 

(49) Comme on l’a souligné précédemment, les autorités belges 
s'étaient engagées, dans le cadre de l'examen du dossier n o 
NN 48/03, à modifier leur régime d'aide de façon à ce que 
les aides prévues pour couvrir les coûts liés à la destruction 
des carcasses ne dépassent pas 75 % desdits coûts à 
compter du 1 er janvier 2004. Toutefois, au cours de 
l'examen du cas d'espèce, les autorités belges n'ont pas 
démenti que le régime d'aide d'État n'avait pas été 
modifié comme elles s'étaient engagées à le faire. 

(50) En outre, les autorités belges ont fait valoir à plusieurs 
reprises (par exemple, dans une lettre datée du 
27 novembre 2008) que l'une des exceptions susmention­
nées peut en réalité s'appliquer et que l'aide peut couvrir 
jusqu'à 100 % des coûts liés à la destruction des carcasses. 
Selon elles, l'exception se justifie par le fait qu'il était obli­
gatoire de réaliser des tests EST sur tous les animaux 
trouvés morts [point 31 des lignes directrices EST et 
article 16, paragraphe 1, point f), du règlement d'exemp­
tion par catégorie]. Toutefois, aucune preuve n'a été 
fournie pour étayer cette affirmation.
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(51) Le principal argument présenté par la Belgique à l'appui de 
son affirmation est qu'elle est obligée de réaliser ces tests 
conformément au règlement (CE) n o 999/2001 ( 1 ). Cet 
argument ne peut toutefois être accepté. En effet, en appli­
cation de ce règlement, les autorités wallonnes ont l'obli­
gation de réaliser des tests ESB sur les animaux morts 
selon les modalités suivantes: 

— entre le 1 er juillet 2001 et le 31 décembre 2008, sur 
tous les bovins âgés de plus de 24 mois morts dans 
l'exploitation, et 

— à compter du 1 er janvier 2009, sur tous les bovins âgés 
de plus de 48 mois morts dans l'exploitation. Un État 
membre peut cependant décider de continuer à réaliser 
les tests sur des bovins plus jeunes, entre 24 et 
48 mois. 

(52) En conséquence, l'obligation de réaliser des tests ne 
s'applique qu'aux animaux d'un certain âge (24 mois 
pour la période comprise entre le 1 er juillet 2001 et 
le 31 décembre 2008 et 48 mois après cette date). Plus 
important encore, cette obligation ne s'applique qu'aux 
bovins. Les animaux des autres espèces morts dans 
l'exploitation (cochons, chevaux, volailles, etc.) ne doivent 
pas être obligatoirement soumis à des tests EST. Il ressort 
des informations fournies par les autorités belges (lettre 
datée du 27 novembre 2008) que le nombre de carcasses 
qui pourraient éventuellement bénéficier de cette exemp­
tion conformément aux dispositions du règlement (CE) n o 
999/2001 tel que modifié représente moins de 20-25 % 
des coûts totaux engagés pour les animaux trouvés morts 
traités dans le contexte du contrat de services. En tout état 
de cause, les autorités belges n'ont pas fourni de preuves 
suffisantes à l'appui de ce point et la Commission émet en 
conséquence de fortes réserves quant à l'application de 
cette exemption dans le cas d'espèce. 

(53) À la lumière de ce qui précède, la Commission doute 
sérieusement que les mesures du régime d'aide en question 
visant à couvrir plus de 75 % des coûts de destruction des 
carcasses puissent être considérées comme compatibles 
avec le marché intérieur sur la base des lignes directrices 
EST ou des lignes directrices 2007-2013. 

(54) En outre, compte tenu du fait que la Commission a 
approuvé le régime d'aide jusqu'au 31 janvier 2007 sur 
la base des engagements des autorités belges, qui devaient 
modifier le régime afin de respecter les conditions établies 
par les lignes directrices EST à compter du 1 er 
janvier 2004, et comme ces engagements n'ont pas été 
tenus par lesdites autorités, la Commission conclut que 
l'aide octroyée pour les mesures visant à couvrir plus de 
75 % des coûts de destruction des carcasses a été appliquée 
abusivement. 

(55) En conséquence, conformément à l'article 4, paragraphe 4, 
du règlement (CE) n o 659/1999 et en liaison avec 
l'article 16 de ce règlement relatif à l'application abusive 
des aides, la Commission a décidé d'ouvrir la procédure 
formelle d'examen et invite la Belgique à présenter ses 
observations. 

V. CONCLUSION 

(56) Eu égard à ce qui précède, la Commission invite la 
Belgique, dans le cadre de la procédure de l'article 108, 
paragraphe 2, du TFUE, à présenter ses observations et à 
fournir tout renseignement utile pour l'appréciation de la 
mesure considérée, dans un délai d'un mois à compter de 
la date de réception de la présente lettre. 

(57) La Commission invite notamment la Belgique à lui fournir 
les informations suivantes: 

a) Les autorités belges sont invitées à indiquer si, à ce 
stade, le marché public de services avec la société 
S.A. RENDAC-UDEC est toujours en vigueur et, dans 
l'affirmative, à en préciser les conditions. Si ce n'est pas 
le cas, les autorités belges ont-elles passé un nouveau 
marché pour la collecte et la destruction des carcasses? 
Dans l'affirmative, il est demandé aux autorités belges 
de transmettre tous les renseignements nécessaires. 

b) Concernant la période comprise entre le 1 er janvier 
2004 et le 30 juin 2008, les autorités belges ont-elles 
ou non vérifié si le plafond d'aide par entreprise fixé à 
3 000 EUR pour une période de 3 ans a été dépassé 
pour certaines des entreprises bénéficiaires? Dans l'affir­
mative, les autorités belges sont invitées à préciser si 
elles ont procédé au recouvrement des montants indû­
ment versés à ces entreprises. 

(58) Il est demandé aux autorités belges de transmettre immé­
diatement une copie de la présente lettre au bénéficiaire 
potentiel de l'aide. 

(59) La Commission rappelle à la Belgique l'effet suspensif de 
l'article 108, paragraphe 3, du TFUE, et attire son attention 
sur l'article 14 du règlement (CE) n o 659/1999 du Conseil, 
qui dispose que toute aide illégale pourra faire l'objet d'une 
récupération auprès de son bénéficiaire. 

(60) La Commission avise la Belgique qu’elle informera les 
parties intéressées en publiant la présente lettre et un 
résumé de celle-ci au Journal officiel de l’Union européenne. 
Elle informera également les parties intéressées des pays de 
l’AELE signataires de l’accord EEE par la publication d’une 
communication dans le supplément EEE du Journal officiel 
de l’Union européenne, ainsi que l’Autorité de surveillance 
AELE par l’envoi d’une copie de la présente. Toutes les 
parties intéressées susmentionnées seront invitées à 
présenter leurs observations dans un délai d’un mois à 
compter de la date de publication.“ 

SCHREIBEN 

„Hierbij stelt de Commissie België ervan in kennis dat zij, na 
onderzoek van de door uw autoriteiten met betrekking tot de 
bovengenoemde steunmaatregel verstrekte inlichtingen, heeft 
besloten de procedure van artikel 108, lid 2, van het Verdrag 
betreffende de werking van de Europese Unie (het VWEU) ( 2 ) in 
te leiden.
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I. PROCEDURE 

(1) Naar aanleiding van een op 23 april 2007 ontvangen 
klacht heeft de Commissie besloten om een onderzoek 
te openen naar staatssteun ter dekking van kosten die 
zijn verbonden aan het afvoeren en vernietigen van kada­
vers. 

(2) Bij brief van 2 juli 2007 heeft de Commissie de Belgische 
autoriteiten om informatie over de desbetreffende maat­
regel verzocht. De Belgische autoriteiten hebben inlichtin­
gen verstrekt bij brief van 27 juli 2007, geregistreerd op 
3 augustus 2007. Op verzoek van de bevoegde Belgische 
autoriteiten is op 21 augustus 2007 een technische ver­
gadering gehouden. Naar aanleiding van deze vergadering 
hebben de Belgische autoriteiten op 4 oktober 2007 aan­
vullende inlichtingen over de zaak verstrekt. 

(3) De diensten van de Commissie hebben de Belgische auto­
riteiten er bij brief van 10 september 2007 kennis van 
gegeven dat de steunregeling in het register van niet-aange­
melde steunmaatregelen was opgenomen onder het num­
mer NN 56/07, aangezien duidelijk was geworden dat de 
middelen al gedeeltelijk waren uitbetaald 

(4) Op verzoek van de bevoegde Belgische autoriteiten is op 
12 oktober 2007 een technische vergadering gehouden. 

(5) Bij brief van 25 oktober 2007 hebben de diensten van de 
Commissie de Belgische autoriteiten om meer informatie 
verzocht. Aangezien binnen de voorgeschreven termijn 
geen antwoord is ontvangen, is de Belgische autoriteiten 
op 21 december 2007 een aanmaning gestuurd met een 
nieuwe antwoordtermijn. 

(6) Aangezien de diensten van de Commissie op 4 juni 2008 
ook na de eerste aanmaning nog geen antwoord hadden 
ontvangen binnen de voorgeschreven termijn, hebben zij 
de Belgische autoriteiten een tweede aanmaning gestuurd, 
waarbij de Belgische autoriteiten erop zijn gewezen dat, 
indien zij zich niet hielden aan de termijn van vier weken 
voor het beantwoorden daarvan, de diensten van de Com­
missie aan de Commissie een voorstel konden doen om 
een bevel tot het verstrekken van informatie overeenkom­
stig artikel 10, leden 2 en 3, van Verordening (EG) nr. 
659/1999 ( 1 ) te versturen. De bovengenoemde termijn is 
op 4 juli 2008 verstreken. Bijgevolg heeft de Commissie 
op 1 oktober 2008 een beschikking gegeven die de Belgi­
sche autoriteiten ertoe verplicht de desbetreffende informa­
tie te verstrekken. In deze beschikking verzocht de Com­
missie de Belgische autoriteiten onder meer om de bij 
Verordening (EG) nr. 1935/2006 ( 2 ) opgenomen toepasse­
lijke informatieformulieren voor de beoordeling van de 
steun die is toegekend na 31 januari 2007. 

(7) De Belgische autoriteiten hebben op 27 november 2008 
geantwoord. Op 5 december 2008 stuurden zij aanvul­

lende informatie op. In geen van beide brieven verschaften 
de Belgische autoriteiten de door de Commissie bij de 
beschikking van 1 oktober 2008 geëiste informatieformu­
lieren. 

(8) Op 27 januari 2009 stuurde de Commissie de Belgische 
autoriteiten een verzoek om aanvullende informatie. De 
Belgische autoriteiten hebben inlichtingen verstrekt bij 
brief van 16 maart 2009, geregistreerd op 19 maart 2009. 

II. ACHTERGROND 

II.1. Beschikking van de Commissie — Steunmaatregel 
NN 48/03 

(9) Tijdens het onderzoek werd duidelijk dat de klacht betrek­
king heeft op de tenuitvoerlegging van de door de Com­
missie op 26 november 2003 in het kader van steunmaat­
regel NN 48/03 (ex. N. 157/03) goedgekeurde steunrege­
ling, getiteld „Beheer van het afvoeren en vernietigen van 
kadavers van dieren die gestorven zijn op landbouwbedrij­
ven in het Waalse Gewest”. Deze zaak betrof een door de 
Belgische autoriteiten aangemelde regeling volgens welke 
de Belgische overheid via gesubsidieerde diensten steun aan 
landbouwbedrijven zou verlenen ter dekking van alle kos­
ten die zijn verbonden aan het afvoeren, opslaan, verwer­
ken en vernietigen van kadavers. 

(10) Met het oog op de vaststelling van de goedkeurings­
beschikking en op de nakende inwerkingtreding van de 
communautaire richtsnoeren inzake staatssteun betreffende 
TSE-tests, gestorven dieren en slachthuisafval („de TSE- 
richtsnoeren”) ( 3 ) op 1 januari 2004, hebben de Belgische 
autoriteiten zich ertoe verbonden hun regeling aan te pas­
sen. De aanpassingen waren nodig om te voldoen aan de 
voorwaarden van met name punt 29 van de TSE-richt­
snoeren. In dit punt is bepaald dat lidstaten staatssteun 
mogen verlenen tot 100 % van de kosten van het afvoeren 
van gestorven dieren en tot 75 % van de kosten van de 
vernietiging van dergelijke kadavers. De aangemelde Belgi­
sche regeling was niet in overeenstemming met deze be­
paling, aangezien daarin is bepaald dat de steun 100 % van 
de kosten van de vernietiging van de kadavers mag dek­
ken. 

(11) Bijgevolg hebben de Belgische autoriteiten zich ertoe ver­
bonden (de punten 33 en 34 van de beschikking van de 
Commissie betreffende steunmaatregel NN 48/03) hun 
steunregeling in dier voege aan te passen, dat de steun 
de kosten van de vernietiging van de kadavers nog slechts 
dekt tot maximaal 75 % in plaats van 100 %. Verder heb­
ben de Belgische autoriteiten zich ertoe verbonden de 
Commissie uiterlijk medio december 2003 bewijsstukken 
over te leggen waaruit blijkt dat de nodige wijzigingen zijn 
aangebracht in de steunregeling. 

(12) Op grond van deze verbintenissen keurde de Commissie 
deze regeling goed voor een termijn van vijf jaar, die 
inging op 31 januari 2002. Deze termijn verstreek dus 
op 31 januari 2007. 

II.2. Klacht 

(13) Op 23 april 2007 ontving de Commissie een klacht 
waarin werd gesteld dat de Belgische autoriteiten de TSE- 
richtsnoeren schonden door steun te blijven verlenen tot
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100 % voor zowel het verwijderen van gestorven dieren als 
voor de vernietiging van kadavers. 

III. GEDETAILLEERDE BESCHRIJVING VAN DE MAAT­
REGEL 

(14) De onderhavige steunregeling betreft een regionale maat­
regel ter dekking van de totale kosten van het afvoeren, 
vervoeren, opslaan, verwerken en vernietigen van kadavers 
van dieren die zijn gestorven op landbouwbedrijven in het 
Waalse Gewest. 

(15) Om het beheer van de vernietiging van de kadavers van de 
op de landbouwbedrijven gestorven dieren in goede banen 
te leiden, heeft de overheid van het Gewest een overheids­
opdracht voor dienstverlening geplaatst. Ter afsluiting van 
een algemene openbare aanbesteding die via de bekend­
making van de overheidsopdracht voor dienstverlening op 
16 augustus 2001 in PB S 156 is gepubliceerd, werd het 
contract voor deze overheidsopdracht op 31 januari 2002 
gegund aan het bedrijf RENDAC-UDES nv. De aanbeste­
ding was opgesplitst in drie afzonderlijke delen; voor elk 
deel waren specifieke diensten vereist: 

— het ophalen van de kadavers op de landbouwbedrijven 
en het vervoeren ervan naar een verwerkingseenheid, 
eventueel via een verzamelcentrum of een inrichting 
waar de kadavers tijdelijk worden opgeslagen, 

— het verwerken van de kadavers, die in hun geheel als 
specifiek risicomateriaal worden beschouwd, en het 
vervoeren van het verwerkingsafval naar verbrandings­
installaties, en 

— het volledig vernietigen van het na deze behandeling 
ontstane restmateriaal in daartoe bestemde installaties. 

(16) RENDAC-UDES nv heeft als enige bedrijf ingeschreven op 
de aanbesteding. Het deed dat voor de drie onderdelen. 
Daarom werd het contract met een looptijd van 5 jaar 
op 31 januari 2002 aan dit bedrijf gegund. Volgens de 
informatie die de Belgische autoriteiten hebben verstrekt, 
werd de geldigheidsduur van het contract ten minste 3 
keer verlengd: tot 31 december 2007, tot 31 december 
2008 en ten slotte tot 30 juni 2009. Het is onduidelijk of 
het contract nadien nog is verlengd en of het nog steeds 
geldt. 

(17) De steunregeling is een vorm van indirecte steun aan de 
eigenaars van landbouwbedrijven. De Belgische autoriteiten 
hebben verklaard dat, hoewel de steun rechtstreeks aan het 
dienstverlenende bedrijf RENDAC-UDES nv werd verleend 
voor de kosten van de aan landbouwbedrijven verleende 
diensten, hij volledig aan de eigenaars van de landbouw­
bedrijven werd doorbetaald ter dekking van de aan het 
ophalen, vervoeren, opslaan, verwerken en vernietigen ver­
bonden kosten, die de laatstgenoemden anders zelf hadden 
moeten dragen. Verder hebben de Belgische autoriteiten 
verklaard dat de bedragen die rechtstreeks aan RENDAC- 
UDES nv voor de diensten aan landbouwbedrijven zijn 
betaald, volledig overeenstemmen met de marktprijzen 
van de geleverde diensten. 

(18) Het Waalse afvalbureau (Office wallon des déchets), dat 
onder het ministerie van Milieu van het Waalse Gewest 
ressorteert, was verantwoordelijk voor de betaling — deels 
volgens een forfaitaire regeling, deels op basis van prijs­
opgave — van de door RENDAC-UDES nv ingediende 
facturen. 

(19) In het kader van het onderzoek van steunmaatregel NN 
48/03 hebben de Belgische autoriteiten verzekerd dat de 
regeling enkel betrekking heeft op kadavers van dieren die 
zijn gestorven op landbouwbedrijven in het Waalse Ge­
west. Kadavers van op veemarkten of in slachthuizen ge­
storven dieren vallen niet onder de regeling. 

IV. BEOORDELING VAN DE MAATREGEL 

IV.1. Betreft het een steunmaatregel in de zin van 
artikel 107, lid 1, van het VWEU? 

(20) Overeenkomstig artikel 107, lid 1, van het VWEU zijn 
steunmaatregelen van de staten of in welke vorm ook 
met staatsmiddelen bekostigd, die de mededinging door 
begunstiging van bepaalde bedrijven of bepaalde produc­
ties vervalsen of dreigen te vervalsen, onverenigbaar met 
de interne markt, voor zover deze steun het handelsver­
keer tussen de lidstaten ongunstig beïnvloedt. 

(21) In het onderhavige geval is wat betreft de steun ten gunste 
van de eigenaars van landbouwbedrijven aan deze voor­
waarden voldaan. De regeling in kwestie bevoordeelt eige­
naars van landbouwbedrijven in het Waalse Gewest door 
de kosten van het afvoeren en vernietigen van kadavers uit 
te schakelen, die zij onder normale omstandigheden zelf 
hadden moeten dragen. 

(22) Volgens de jurisprudentie van het Hof van Justitie wijst 
louter het feit dat de concurrentiepositie van een onder­
neming wordt versterkt ten opzichte van andere, concur­
rerende ondernemingen, door deze onderneming een eco­
nomisch voordeel te geven dat deze anders bij de normale 
bedrijfsuitoefening niet zou hebben gekregen, op een mo­
gelijke verstoring van de concurrentie ( 1 ). 

(23) Steunverlening aan een onderneming die actief is op een 
voor intracommunautair handelsverkeer openstaande 
markt, kan het handelsverkeer tussen de lidstaten negatief 
beïnvloeden ( 2 ). In de bewuste sector heeft aanzienlijk in­
tracommunautair handelsverkeer plaats. De onderhavige 
maatregel kan dus een negatieve invloed op het handels­
verkeer tussen de lidstaten hebben. 

(24) Gelet op het voorgaande wordt op het eerste gezicht aan 
de voorwaarden van artikel 107, lid 1, van het VWEU 
voldaan. 

IV.1.1. De-minimiswetgeving/De periode van 1 januari 2004 
tot en met 30 juni 2008 

(25) De Belgische autoriteiten hebben meermaals aangevoerd 
dat zij voor de periode van 1 januari 2004 tot 30 juni 
2008 streefden naar de toepassing van Verordening (EG) 
nr. 1860/2004 van de Commissie („de de-minimisverorde­
ning van 2004”) De verleende de-minimisbedragen zouden 
het verschil dekken tussen de 75 % van de kosten van de 
vernietiging van de kadavers (die zoals hierboven is aange­
geven binnen de grenzen van de door de EU toegestane 
steunintensiteit valt), en de 100 % van diezelfde kosten (die 
de facto werd verleend door de Belgische autoriteiten). Dit 
verschil is de last die de eigenaars van de landbouwbedrij­
ven zelf hadden moeten dragen.
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(26) Krachtens artikel 3 van de de-minimisverordening van 
2004 worden steunmaatregelen geacht niet aan alle criteria 
van artikel 87, lid 1, van het EG-Verdrag (thans 
artikel 107, lid 1, van het VWEU) te voldoen en vallen 
zij bijgevolg niet onder de aanmeldingsverplichting van 
artikel 88, lid 3, van het EG-Verdrag (thans artikel 108, 
lid 3, van het VWEU), indien zij aan een aantal voorwaar­
den voldoen. 

(27) De eerste voorwaarde (artikel 3, lid 2, eerste alinea) is dat 
het totale bedrag van de aan eenzelfde onderneming ver­
leende de-minimissteun, over een periode van drie jaar, 
nooit meer dan 3 000 EUR mag bedragen. Dit plafond is 
van toepassing ongeacht de vorm van de steun en of het 
nagestreefde doel. Verder mag het cumulatieve bedrag van 
de aan verscheidene ondernemingen in de landbouwsector 
verleende steun, over een periode van drie jaar, nooit meer 
bedragen dan de voor elke lidstaat in bijlage I bij de ver­
ordening vastgestelde waarde (artikel 3, lid 2, tweede ali­
nea, van de de-minimisverordening). Voor België komt dit 
neer op 22 077 000 EUR. 

(28) De derde voorwaarde waaraan moet worden voldaan 
(artikel 3, lid 3, van de de-minimisverordening van 2004) 
is dat de bovengenoemde plafonds moeten worden uit­
gedrukt als een subsidie. De subsidie moet worden uit­
gedrukt in brutocijfers, dat wil zeggen vóór aftrek van 
de directe belastingen. Wanneer steun in een andere 
vorm dan een subsidie wordt verleend, is het steunbedrag 
het bruto-subsidie-equivalent van de steun. 

(29) Met betrekking tot de toepassingsperiode van de de-mini­
misverordening van 2004 is in artikel 5, lid 1, bepaald dat 
de verordening van toepassing is op steun die is verleend 
vóór haar inwerkingtreding, mits aan de in de verordening 
vastgestelde voorwaarden is voldaan. Verder is in artikel 5, 
lid 2, bepaald dat voor onder de de-minimisverordening 
vallende steunregelingen een aanpassingsperiode van zes 
maanden blijft gelden na het verstrijken van de geldig­
heidsduur (op 31 december 2008 krachtens artikel 6, 
tweede alinea). 

(30) Op 1 januari 2008 trad de nieuwe de-minimisverordening 
die in 2007 werd vastgesteld (de de-minimisverordening 
van 2007) ( 1 ) tot intrekking van de de-minimisverordening 
van 2004 in werking (artikel 5 van de de-minimisverorde­
ning van 2007). In artikel 6, lid 2, van de de-minimisver­
ordening van 2007 is bepaald dat alle de-minimissteun die 
tussen 1 januari 2005 en zes maanden na de inwerking­
treding van die verordening is verleend en voldoet aan de 
voorwaarden van de de-minimisverordening van 2004, die 
tot de datum van inwerkingtreding van de onderhavige 
verordening van toepassing is op de landbouwproductie­
sector, wordt beschouwd als zijnde niet in overeenstem­
ming met alle criteria van artikel 87, lid 1, van het 
EG-Verdrag (thans artikel 107, lid 1, van het VWEU) en 
bijgevolg is vrijgesteld van de aanmeldingsverplichting uit 
hoofde van artikel 88, lid 3, van het EG-Verdrag (thans 
artikel 108, lid 3, van het VWEU). In theorie is de de- 
minimisverordening van 2004 dus van toepassing op be­
dragen die tot en met 30 juni 2008 zijn verleend. 

(31) De Belgische autoriteiten hebben zich er bij brief van 
16 maart 2009 toe verbonden te onderzoeken of het 
maximale steunbedrag per onderneming van 3 000 EUR 
over een periode van 3 jaar al dan niet is overschreden. 
Indien bepaalde ondernemingen meer dan 3 000 EUR over 
een periode van drie jaar hebben ontvangen, zou het 
Waalse Gewest overgaan tot de terugvordering van de 
ten onrechte aan die bedrijven uitbetaalde bedragen. Tot 
dusverre hebben de Belgische autoriteiten niet laten weten 
of ze het onderzoek naar de mogelijke overschrijding van 
de 3 000 EUR-drempel hebben aangevat. 

(32) Met betrekking tot de tweede voorwaarde hebben de Bel­
gische autoriteiten verklaard dat aan de voorwaarde van 
artikel 3, lid 2, tweede alinea, is voldaan. Het maximale 
bedrag dat over een periode van drie jaar mag worden 
toegekend, komt overeen met 33,2 % van het totale be­
drag, i.e. 7 329 000 EUR. Aangezien volgens de Belgische 
autoriteiten de kosten die door de Waalse landbouwers per 
jaar moeten worden gedragen, het bedrag van 1 miljoen 
EUR op jaarbasis niet overschrijden, is ook aan deze voor­
waarde voldaan. 

(33) Tot slot hebben de Belgische autoriteiten verklaard dat de 
vermelde bedragen brutobedragen zijn, inclusief btw. 

(34) Aangezien het op dit moment niet duidelijk is of het 
plafond van 3 000 EUR is overschreden (zie punt 31), 
oordeelt de Commissie dat niet kan worden geconcludeerd 
dat de steunmaatregel in kwestie onder de bepalingen van 
de de-minimisverordening van 2004 valt. Wegens de bo­
vengenoemde onzekerheden, ziet de Commissie zich thans 
genoodzaakt te oordelen dat de steunmaatregel in kwestie 
voor de periode van 1 januari 2004 tot en met 30 juni 
2008 staatssteun in de zin van artikel 107, lid 1, van het 
VWEU vormt. 

IV.1.2. De-minimiswetgeving/De periode van 1 juli 2008 tot 
heden 

(35) Voor de periode na 1 juli 2008 geldt de de-minimisver­
ordening van 2007. Overeenkomstig artikel 3, lid 7, van 
de de-minimisverordening van 2007 mag de-minimissteun 
echter niet worden gecumuleerd met staatssteun voor de­
zelfde in aanmerking komende kosten indien deze cumu­
lering ertoe leidt dat de steunintensiteit hoger uitkomt dan 
de intensiteit die voor de specifieke omstandigheden van 
elke zaak bij de communautaire regelgeving is vastgesteld. 

(36) Deze bepaling is in het onderhavige geval van toepassing: 
de-minimissteun (die overeenkomt met de door de land­
bouwers te dragen 25 % van de kosten van de vernietiging 
van de kadavers) mag niet worden gecumuleerd met de 
overblijvende 75 %, die overeenkomstig de communautaire 
voorschriften (punt 133 van de richtsnoeren 2007-2013 
in combinatie met artikel 16, onder d), van de groepsvrij­
stellingsverordening) kan worden beschouwd als zijnde 
verenigbaar met artikel 107, lid 3, onder c), van het 
VWEU. 

(37) In het licht van het voorgaande ziet de Commissie zich 
thans genoodzaakt te concluderen dat de maatregel in 
kwestie voor de periode vanaf 1 juli 2008 staatssteun in 
de zin van artikel 107, lid 1, van het VWEU vormt.
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(38) Bijgevolg moet worden onderzocht of er kan worden af­
geweken van het in artikel 107, lid 1, van het VWEU 
neergelegde algemene beginsel dat staatssteun verboden is. 

IV.2. Rechtmatigheid van de steun 

(39) De door de Commissie onder steunmaatregel NN 48/03 
goedgekeurde regeling is aangemeld en goedgekeurd voor 
de periode van 1 februari 2003 tot en met 31 januari 
2007. De Commissie stelt echter vast dat, hoewel België 
de steunregeling na 31 januari 2007 bleef toepassen, het 
heeft nagelaten de Commissie daarvan overeenkomstig 
artikel 108, lid 3, van het VWEU op de hoogte te brengen. 
Bijgevolg werd de steunregeling vanaf 1 februari 2007 een 
onwettige staatssteunmaatregel. 

IV.3. De verenigbaarheid van de steun 

(40) In artikel 107, lid 3, onder c), van het VWEU is bepaald 
dat steunmaatregelen om de ontwikkeling van bepaalde 
vormen van economische bedrijvigheid of van bepaalde 
regionale economieën te vergemakkelijken, mits de voor­
waarden waaronder het handelsverkeer plaatsvindt daar­
door niet zodanig worden veranderd dat het gemeenschap­
pelijk belang wordt geschaad, als verenigbaar met de in­
terne markt kunnen worden beschouwd. 

(41) De regeling in kwestie heeft betrekking op de verlening 
van steun, in de vorm van gesubsidieerde diensten, die alle 
kosten dekt van diensten die zijn verbonden aan het af­
voeren, vervoeren, verwerken en vernietigen van kadavers 
van dieren die zijn gestorven op landbouwbedrijven in het 
Waalse Gewest. 

(42) Met betrekking tot de periode van 1 februari 2002 tot en 
met 31 december 2003 kon de regeling volgens de be­
schikking van de Commissie betreffende steunmaatregel 
NN 48/03 in aanmerking komen voor de in artikel 107, 
lid 3, onder c), van het VWEU bedoelde afwijking. Zoals 
hierboven evenwel is uitgelegd, hebben de Belgische auto­
riteiten zich ertoe verbonden voor de periode vanaf 
1 januari 2004 de regeling in dier voege aan te passen, 
dat ze strookt met de vanaf 1 januari 2004 geldende TSE- 
richtsnoeren. Met name verbonden zij zich ertoe de steun 
te beperken tot 75 % van de kosten voor de vernietiging 
van de kadavers en uiterlijk medio december 2003 bewijs­
stukken aan de Commissie over te leggen waaruit blijkt dat 
de nodige wijzigingen in de steunregeling zijn aangebracht. 

(43) Deze vereiste is vervat in de TSE-richtsnoeren, die destijds 
van toepassing waren. Punt 29 van de TSE-richtsnoeren 
luidt als volgt: 

„29. Met ingang van 1 januari 2004 mogen de lidstaten 
staatssteun verlenen tot 100 % van de kosten voor 
het afvoeren van gestorven dieren die moeten worden 
verwijderd, en tot 75 % van de kosten voor het ver­
nietigen van dergelijke kadavers; […]” 

(44) In de punten 30 en 31 is een uitzondering vastgesteld op 
de regel dat steun maximaal 75 % van de kosten van het 
vernietigen van kadavers mag dekken: 

„30. Bij wijze van alternatief mogen de lidstaten staats­
steun verlenen tot 100 % van de kosten voor het 
afvoeren en vernietigen van kadavers, wanneer de 
steun wordt gefinancierd uit heffingen of verplichte 
bijdragen voor de financiering van de vernietiging 
van dergelijke kadavers, mits die heffingen of bijdra­

gen beperkt blijven tot en rechtstreeks opgelegd wor­
den aan de vleessector. 

31. Lidstaten mogen staatssteun verlenen tot 100 % van 
de kosten van het afvoeren en vernietigen van gestor­
ven dieren wanneer verplicht TSE-tests moeten wor­
den uitgevoerd op de betrokken gestorven dieren.” 

(45) Er zij op gewezen dat de Belgische autoriteiten in het 
kader van het onderzoek van steunmaatregel NN 48/03 
op geen enkel ogenblik hebben aangevoerd dat een van 
deze uitzonderingen gold. 

(46) De TSE-richtsnoeren zijn met ingang van 1 januari 2007 
ingetrokken. Dat is bepaald in punt 194, onder c), van de 
communautaire richtsnoeren voor staatssteun in de land­
bouw- en de bosbouwsector 2007-2013 („de richtsnoeren 
2007-2013”) ( 1 ). In punt 134 van de richtsnoeren 2007- 
2013 is bepaald dat staatssteun met betrekking tot TSE- 
tests en gestorven dieren door de Commissie als verenig­
baar met artikel 108, lid 3, onder c), van het VWEU wordt 
aangemerkt indien hij voldoet aan alle in artikel 16 van 
Verordening (EG) nr. 1857/2006 („de groepsvrijstellings­
verordening”) ( 2 ) vastgestelde voorwaarden. 

(47) Artikel 16 van de groepsvrijstellingsverordening laat de 
beoordeling van de steunverlening voor het afvoeren en 
vernietigen van kadavers inhoudelijk ongewijzigd. Net als 
in de TSE-richtsnoeren is hierin bepaald dat steun tot 
100 % van de kosten van het afvoeren van gestorven die­
ren en steun tot 75 % van de kosten van de vernietiging 
van dergelijke kadavers als verenigbaar met de interne 
markt wordt beschouwd (artikel 16, lid 1, onder d)). In 
artikel 16, lid 1, onder e) en f), wordt de uitzondering op 
het plafond van 75 % herhaald, aangezien daarin is be­
paald dat de steun kan worden verhoogd tot 100 %, wan­
neer: i) de steun wordt gefinancierd uit heffingen of ver­
plichte bijdragen voor de financiering van de vernietiging 
van dergelijke kadavers, mits die heffingen of bijdragen 
beperkt blijven tot en rechtstreeks worden opgelegd aan 
de vleessector, of ii) TSE-tests op de betrokken dieren 
moeten worden uitgevoerd. 

(48) Aangezien de nieuwe regeling (de richtsnoeren 2007-2013 
en de groepsvrijstellingsverordening) inhoudelijk niet is 
gewijzigd ten opzichte van de oude (de TSE-richtsnoeren), 
gelden bij de beoordeling van de zaak dezelfde com­
munautaire voorschriften voor de hele genoemde periode 
(1 januari 2004-heden). 

(49) Zoals hierboven is benadrukt, hebben de Belgische autori­
teiten zich ertoe verbonden in het kader van het onder­
zoek naar steunmaatregel NN 48/03 hun steunregeling in 
dier voege aan te passen dat vanaf 1 januari 2004 de voor 
de kosten van het vernietigen van de kadavers bestemde 
steun nog slechts 75 % van die kosten dekt. In de loop van 
het onderzoek van de onderhavige zaak hebben de Belgi­
sche autoriteiten evenwel niet weerlegd dat de door hen 
beloofde aanpassingen van de steunregeling niet werden 
doorgevoerd.
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( 1 ) PB C 319 van 27.12.2006, blz. 1. 
( 2 ) Verordening (EG) nr. 1857/2003 van de Commissie van 

15 december 2006 betreffende de toepassing van de artikelen 87 
en 88 van het Verdrag op staatssteun voor kleine en middelgrote 
ondernemingen die landbouwproducten produceren, en tot wijziging 
van Verordening (EG) nr. 70/2001 (PB L 358 van 16.12.2006, 
blz. 3).



(50) Bovendien hebben de Belgische autoriteiten herhaaldelijk 
betoogd (bijvoorbeeld bij brief van 27 november 2008) 
dat een van de bovengenoemde uitzonderingen wel dege­
lijk toepassing kan vinden en dat de steun tot 100 % van 
de kosten van de vernietiging van de kadavers mag dek­
ken. De reden die de Belgische autoriteiten hiervoor gaven, 
was dat er verplicht TSE-tests op de betrokken gestorven 
dieren moesten worden uitgevoerd (punt 31 van de TSE- 
richtsnoeren en artikel 16, lid 1, onder f), van de groeps­
vrijstellingsverordening). De Belgische autoriteiten hebben 
echter geen bewijsstukken overgelegd om deze bewering te 
staven. 

(51) Het voornaamste argument dat de Belgische autoriteiten 
aanvoeren tot staving van hun bewering is dat ze verplicht 
zijn zulke tests uit te voeren op grond van Verordening 
(EG) nr. 999/2001. ( 1 ) Dit argument kan echter niet wor­
den aanvaard. Op grond van deze verordening zijn de 
Waalse autoriteiten namelijk verplicht om gestorven dieren 
als volgt op BSE te testen: 

— tussen 1 juli 2001 en 31 december 2008, alle runde­
ren ouder dan 24 maanden die op het landbouwbedrijf 
zijn gestorven, en 

— vanaf 1 januari 2009, alle runderen ouder dan 48 
maanden die op het landbouwbedrijf zijn gestorven. 
Het staat een lidstaat evenwel vrij door te gaan met 
het testen van dieren in de leeftijdsgroep van 24-48 
maanden. 

(52) Bijgevolg geldt de verplichting om tests uit te voeren enkel 
voor dieren boven een bepaalde leeftijd (24 maanden voor 
de periode 1 juli 2001-31 december 2008 en 48 maanden 
vanaf 1 januari 2009). Bovendien geldt de verplichting 
enkel voor runderen. Op een landbouwbedrijf gestorven 
dieren van andere soorten (varkens, paarden, pluimvee etc.) 
hoeven niet verplicht op TSE te worden getest. Uit de 
informatie die de Belgische autoriteiten hebben verstrekt 
(bij brief van 27 november 2008), blijkt dat het aantal 
kadavers dat mogelijk in aanmerking komt voor deze vrij­
stelling op grond van Verordening (EG) nr. 999/2001, 
zoals gewijzigd, minder dan 20 %-25 % uitmaakt van de 
totale kosten van de verwerking van gestorven dieren in 
het kader van de opdracht voor dienstverlening. De Belgi­
sche autoriteiten hebben hoe dan ook onvoldoende bewijs 
geleverd op dit vlak en bijgevolg heeft de Commissie ern­
stige bedenkingen bij de toepasselijkheid van de vrijstelling 
in de onderhavige zaak. 

(53) Het voorgaande doet de Commissie sterk betwijfelen of de 
maatregelen in het kader van de bewuste steunregeling die 
zijn bedoeld ter dekking van meer dan 75 % van de kosten 
van de vernietiging van de kadavers, op grond van de TSE- 
richtsnoeren en van de richtsnoeren 2007-2013 als ver­
enigbaar met de interne markt kunnen worden be­
schouwd. 

(54) Gelet op het feit dat de Commissie de tot en met 
31 januari 2007 geldende steunregeling goedkeurde op 
grond van de verbintenissen van de Belgische autoriteiten 
om de regeling aan te passen met het oog op de naleving 

van de TSE-richtsnoeren en dat de Belgische autoriteiten 
deze verbintenissen niet gestand hebben gedaan, conclu­
deert de Commissie dat de steun voor maatregelen ter 
dekking van meer dan 75 % van de kosten van de ver­
nietiging van de kadavers een misbruik vormde. 

(55) Overeenkomstig artikel 4, lid 4, van Verordening (EG) nr. 
659/1999 juncto artikel 16 van deze verordening betref­
fende het misbruik van steun heeft de Commissie daarom 
besloten de formele onderzoeksprocedure in te leiden en 
verzoekt zij België zijn opmerkingen te maken. 

V. CONCLUSIE 

(56) Gelet op de bovenstaande overwegingen verzoekt de Com­
missie België in het kader van de procedure van 
artikel 108, lid 2, van het VWEU binnen een maand vanaf 
de datum van ontvangst van dit schrijven zijn opmerkin­
gen te maken en alle inlichtingen te verstrekken die nuttig 
kunnen zijn voor de beoordeling van de steunmaatregel. 

(57) Met name verzoekt de Commissie België de volgende in­
formatie te verstrekken: 
a) Of op dit ogenblik het dienstverleningscontract met 

RENDAC-UDES nv nog steeds geldt en zo ja, onder 
welke voorwaarden. Indien nee, hebben de Belgische 
autoriteiten een nieuw contract gesloten voor de opha­
ling en vernietiging van kadavers? Zo dit het geval is, 
wordt de Belgische autoriteiten verzocht alle nodige 
informatie te verstrekken. 

b) Met betrekking tot de periode 1 januari 2004-30 juni 
2008 wordt de Belgische autoriteiten verzocht duidelijk 
te maken of zij hebben onderzocht of het maximale 
steunbedrag per onderneming van 3 000 EUR over een 
periode van drie jaar is overschreden voor bepaalde 
begunstigde ondernemingen. Zo dit het geval is, wordt 
de Belgische autoriteiten verzocht aan te geven of zij 
zijn overgegaan tot de terugvordering van de ten on­
rechte aan die ondernemingen betaalde bedragen. 

(58) Zij verzoekt uw autoriteiten onverwijld een kopie van deze 
brief te doen toekomen aan de potentiële begunstigden 
van de steun. 

(59) De Commissie wijst België op de schorsende werking van 
artikel 108, lid 3, van het VWEU. Zij verwijst naar 
artikel 14 van Verordening (EG) nr. 659/1999 van de 
Raad, volgens hetwelk elke onrechtmatige steun van de 
begunstigde kan worden teruggevorderd. 

(60) Voorts deelt de Commissie België mee, dat zij de belang­
hebbenden bij deze zaak in kennis zal stellen door dit 
schrijven en een samenvatting ervan in het Publicatieblad 
van de Europese Unie bekend te maken. Tevens zal zij de 
belanghebbenden in de lidstaten van de EVA die partij zijn 
bij de EER-overeenkomst, informeren door de bekendma­
king van een mededeling in het EER-supplement van het 
Publicatieblad van de Europese Unie, en zal zij de Toezicht­
houdende Autoriteit van de EVA een kopie van dit schrij­
ven toezenden. Alle bovengenoemde belanghebbenden 
zullen worden verzocht hun opmerkingen te maken bin­
nen één maand vanaf de datum van deze bekendmaking.“
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( 1 ) Verordening (EG) nr. 999/2001 van het Europees Parlement en de 
Raad van 22 mei 2001 houdende vaststelling van voorschriften 
inzake preventie, bestrijding en uitroeiing van bepaalde overdraag­
bare spongiforme encefalopathieën (PB L 147 van 31.5.2001, 
blz. 1).



Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache COMP/M.5893 — Allianz/Corio/Porta Di Roma) 

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 191/11) 

1. Am 8. Juli 2010 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 
139/2004 des Rates ( 1 ) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Die Unterneh­
men Allianz SE („Allianz“, Deutschland) und Corio NV („Corio“, Niederlande) erwerben im Sinne von 
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der EG-Fusionskontrollverordnung durch Erwerb von Anteilen die gemein­
same Kontrolle über die Unternehmen Galleria Commerciale Porta di Roma SpA („Porta di Roma“, Italien) 
und Allianz Real Estate Italia No 1 S.r.l., („Allianz REI No 1“, Italien), die gegenwärtig unter der alleinigen 
Kontrolle von Allianz stehen. 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— Allianz: Versicherung und Finanzdienstleistungen, 

— Corio: Immobilienentwicklung, 

— Porta di Roma: Betrieb einer Einkaufsmeile im Einkaufszentrum Galleria Commerciale Porta di Roma am 
Stadtrand von Rom, Italien, 

— Allianz REI No 1: Betrieb von 9 Geschäftseinheiten im Einkaufszentrum Porta di Roma. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter 
die EG-Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie 
sich vor. Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission 
über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der EG-Fusionskontrollverord­
nung fallen könnte ( 2 ) in Frage. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser 
Anmeldung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.5893 — 
Allianz/Corio/Porta Di Roma per fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER-REGISTRY@ec. 
europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
J-70 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË
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( 1 ) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 (nachstehend „EG-Fusionskontrollverordnung“ genannt). 
( 2 ) ABl. C 56 vom 5.3.2005, S. 32 („Bekanntmachung über ein vereinfachtes Verfahren“).
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung des Beschlusses des Rates vom 19. April 2010 zur Ernennung der italienischen Mitglieder und 
stellvertretenden Mitglieder des Beratenden Ausschusses für Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz 

(Amtsblatt der Europäischen Union C 110 vom 29. April 2010) 

(2010/C 191/12) 

Im Titel sowohl im Inhaltsverzeichnis als auch auf Seite 2 sowie in der Schlussformel: 

anstatt: „19. April 2010“ 

muss es heißen: „26. April 2010“. 

Auf Seite 2, Unterschrift: 

anstatt: „Die Präsidentin 

E. SALGADO“ 

muss es heißen: „Der Präsident 

M. Á. MORATINOS“.
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